Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 2889 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Dezember 1951 

5 - 10 001 - 55/51 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Bundesrat hat nach Mitteilung seines Präsidenten vom 25. Ma 
1951 in der Sitzung am selben Tage die Einbringung des 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur 
ersten Bundesversammlung der Bundes- 
republik Deutschland vom 15. Juni 1949 

beschlossen. 

Gemäß Artikel 76, Absatz 3 des Grundgesetzes übersende ich als 
Anlage 1 den Gesetzentwurf nebst Begründung mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu der Vorlage ist in Anlage 2 
dargelegt. 

Fachlich zuständig ist der Bundesminister des Innern. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

<3* 

zur Änderung des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten 
Bundesversammlung der Bundesrepublik Deutschland vom 15. Juni 1949 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Wahlgesetz zum ersten Bundestag und 
zur ersten Bundesversammlung der Bundes- 
republik Deutschland vom 15. Juni 1949 
(BGBl. S. 21) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„Wahlberechtigt sind alle Deutschen 
im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes für die Bundesrepublik Deutsch- 
land, die 

a) am Wahltag das 21. Lebensjahr voll- 
endet haben und 

b) seit mindestens drei Monaten vor 
dem Wahltag ihren Wohnsitz oder in 
Ermangelung eines anderen Wohn- 
sitzes ihren Aufenthalt im Bundes- 
gebiet haben.“ 

2. § 2 Nr. 4 wird gestrichen. 

3. In § 5 Absatz 1 Buchstabe b werden die 

Worte „Flüchtling oder Vertriebener im 
Sinne des § 1 Absatz 2“ ersetzt durch: 
„Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland.“ 


4. In § 5 Absatz 1 Buchstabe c werden die 
Worte „am 8. Mai 1949 geltenden“ ge- 
strichen. 

5. Hinter § 23 wird folgender § 23 a ein- 
gefügt: 

4 23 a 

(1) Der Bund trägt die den Ländern 
und den Gebietskörperschaften ent- 
standenen und entstehenden Kosten der 
Wahl. 

(2) Zum Ersatz der den Gemeinden 
entstandenen und entstehenden Kosten 
der Wahl wird den Ländern ein fester, 
nach Gemeindegrößen abgestufter, Be- 
trag vergütet. Dieser wird so berechnet, 
daß mit ihm durchschnittlich 4 / 5 der 
den Gemeinden entstandenen und ent- 
stehenden Kosten gedeckt werden. Der 
Betrag wird vom Bundesminister des In- 
nern mit Zustimmung des Bundesrates 
festgesetzt. Soweit die Gemeinden Auf- 
gaben des Kreiswahlleiters wahrgenom- 
men haben und wahrnehmen, werden 
die hierdurch entstandenen und ent- 
stehenden Kosten voll vergütet.“ 

Artikel II 

' Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 

Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Zu Artikel I Nr. 1: 

§ 1 des Wahlgesetzes zum ersten Bundestag 
und zur ersten Bundesversammlung der Bun- 
desrepublik Deutschland vom 15. Juni 1949 
(BGBl. S. 21) macht noch einen Unterschied 
zwischen den deutschen Staatsangehörigen 
(Absatz 1) und den Personen deutscher Volks- 
zugehörigkeit (Absatz 2). Es erscheint gebo- 
ten, § 1 Absatz 1 und Absatz 2 durch eine 
Fassung zu ersetzen, die ausschließlich auf 
Artikel 116 GG abgestellt ist. 

Zu Artikel I Nr. 2: 

Nach § 2 Nr. 4 des Bundeswahlgesetzes ist 
u. a. von der Wahlberechtigung ausgeschlos- 
sen, 

„wer von der Militärregierung wegen 
seiner Verbindung mit dem National- 
sozialismus verhaftet oder von seiner 
Beschäftigung oder einer einflußreichen 
Stellung im öffentlichen oder privaten 
Leben entlassen, suspendiert oder aus- 
geschlossen wurde, falls eine rechtskräf- 
tige Eingruppierung im Entnazifizie- 
rungsverfahren am Wahltage noch nicht 
vorliegt." 

Diese Bestimmung ist heute, nachdem die 
politische Säuberung im wesentlichen abge- 
schlossen ist, gegenstandslos und neben § 2 
Nr. 3 des Bundeswahlgesetzes nicht mehr 
notwendig. — Denn nach § 2 Nr. 3 ist von 
der Wahlberechtigung ausgeschlossen, 

„wer nach den im Land seines Wohn- 
sitzes geltenden Bestimmungen über die 
politisdhe Säuberung nicht wahlberech- 
tigt ist.“ 

Zu Artikel I Nr. 3: 

§ 5 Absatz 1 Buchstabe b stellt es gleichfalls 
noch auf den Begriff des Flüchtlings und Ver- 
triebenen im .Sinne des § 1 Absatz 2 des 
Bundeswahlgesetzes ab. Auch hier erscheint 
es geboten, den Begriff des „Deutschen im 


Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes für 
die Bundesrepublik Deutschland“ anzufüh- 
ren. 

Zu Artikel I Nr. 4: 

Nach § 5 Absatz 1 Buchstabe c des Bundes- 
wahlgesetzes ist ein Wahlberechtigter wähl- 
bar, wenn er nach dem am 8. Mai 1949 gel- 
tenden Recht des Landes, in dem er kandi- 
diert, zum Landtag wählbar ist. 

Da inzwischen in mehreren deutschen Län- 
dern das Wahlrecht gerade bezüglich der 
Wahlberechtigung entscheidend geändert 
worden ist, hat die Vorschrift des § 5 Ab- 
satz 1 Buchstabe c zur Folge, daß Personen, 
die nach dem jetzt geltenden Landesrecht zu 
ihrem Landtag wählbar sind, nicht bei Nach- 
wahlen zum Bundestag kandidieren können. 
Es erscheint daher notwendig, die Beschrän- 
kung auf das am 8, Mai 1949 geltende Lan- 
desrecht fallen zu lassen. 

Zu Artikel I Nr. 5: 

Das Bundeswahlgesetz enthält im Gegensatz 
zum Reichswahlgesetz in der Fassung vom 
6. März 1924 (RGBl. I S. 159) keine Bestim- 
mungen über die Erstattung der den Ländern 
und Gemeinden anläßlich der Wähl zum 
ersten Bundestag erwachsenen Kosten. Auch 
über die bei Nachwahlen zum Bundestag ent- 
stehenden Kosten ist keine Regelung getrof- 
fen. Infolgedessen sind die Wahlkosten bis- 
her von den Ländern getragen worden. Dies 
erscheint jedoch unbillig, weil grundsätzlich 
der Bund die bei seiner Bildung notwendig 
gewordenen Kosten selbst übernehmen sollte. 
Insbesondere gilt dies für die laufend not- 
wendig werdenden Nachwahlen zum Bun- 
destag. 

Die Bundesregierung hat bisher eine Erstat- 
tung der den Ländern entstandenen Wahl- 
kosten mit der Begründung abgelehnt, daß 
nach § 23 des Bundeswahlgesetzes die Durch- 
führung der Wahl von den Ländern zu re- 
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geln sei und daher auch keine Möglichkeit 
bestehe, eine dem § 42 des Reichswahlgesetzes 
entsprechende Regelung zu treffen. Die Vor* 
schrift des § 23 des Bundeswahlgesetzes steht 
indessen einer Erstattung der Kosten durch 
den Bund und einer den §§ 41, 42 des 
Reichswahlgesetzes von 1924 entsprechenden 
Regelung nicht entgegen. 

§ 23 Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes be- 
stimmt lediglich, daß jede Landesregierung 
zur Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl die erforderlichen Bestimmungen er- 
läßt. Das bedeutet jedoch keineswegs, daß 
auch die anläßlich der Wahl entstehenden 
Kosten von den ausführenden Ländern zu 
tragen sind. Die Durchführungsbestimmun- 
gen der Länder haben nur die fehlende Bun- 
deswahlordnung ersetzen sollen, während 
die Frage der Kostentragung nach wie vor 
ungeregelt blieb. Es kann jedoch keinem 
Zweifel unterliegen, daß es sich bei der 
Durchführung der Bundestagswahl ebenso 
um eine ausschließliche Angelegenheit des 
Bundes handelt, wie früher bei der Durch- 
führung von Reichstagswahlen im Verhält- 
nis vom Reich zu den Ländern. Die Kosten 
der Wahlen sind daher auf den Bundeshaus- 
halt zu übernehmen. 

Einer Übernahme der Wahlkosten auf den 
Bund steht Artikel 83 GG nicht entgegen. 
Aus dieser Grundgesetzbestimmung kann 
keineswegs zwingend gefolgert werden, daß 
die Länder bei der Ausführung von Bundes- 
gesetzen jeweils alle Kosten der Durchfüh- 
rung zu tragen haben. Für die Wahlkosten 
ist vielmehr entscheidend, daß es sich bei der 
Durchführung der Wahlen seitens der Län- 
der um eine Auftragsangelegenheit handelt. 
Es kann auch nicht entgegengehalten wer- 
den, daß der Bund bei der Wahl zum ersten 
Bundestag noch nicht konstituiert gewesen 
sei, und deshalb die Durchführung der Wahl 
nicht als Auftragsangelegenheit des Bundes 
angesehen werden könne. ' Das Bundeswahl- 
gesetz ist zwar nicht von dem gesetzgeben- 
den Organ des damals noch nicht existieren- 
den Bundes erlassen worden, sondern vom 
Parlamentarischen Rat. Dieser hat jedoch in 


antizipierter Geschäftsführung für den Bund 
gehandelt. 

Zur Bereinigung der zwischen dem Bund und 
den Ländern bestehenden Streitfragen und 
zur Schaffung einer einwandfreien Rechts- 
grundlage für den Anspruch der Länder auf 
Ersatz der bei Bundestagsnachwahlen ent- 
stehenden Kosten ist die Einfügung eines 
§ 23 a in das Bundeswahlgesetz notwendig. 
In Absatz 1 ist zunächst der Grundsatz ver- 
ankert, daß der Bund die den Ländern und 
den Gebietskörperschaften bei der Bundes- 
tagswahl im Jahre 1949 und den Nachwahlen 
bereits entstandenen und bei künftigen 
Nachwahlen nodi entstehenden Wahlkosten 
zu tragen hat. 

In Absatz 2 ist entsprechend der Regelung 
im Reichswahlgesetz von 1924 die Höhe der 
den Gemeinden entstandenen und entstehen- 
den Kosten geregelt. Soweit Gemeinden mit 
Aufgaben eines Kreiswahlleiters betraut wor- 
den sind, sollen ihnen die hierdurch ent- 
standenen und entstehenden Kosten voll ver- 
gütet werden. Es erscheint zweckmäßig, die 
Festsetzung der abgestuften Beträge, ebenso 
wie dies im Reichswahlgesetz von 1924 vor- 
gesehen war, einer von dem Bundesminister 
des Innern zu erlassenden Rechtsverordnung 
vorzubehalten. — Die Notwendigkeit der 
Zustimmung des Bundesrates zu dieser 
Rechtsverordnung ergibt sich aus Artikel 80 
Absatz 2 GG, da es sich bei dem Bundeswahl- 
gesetz, wie bereits oben erwähnt, um ein 
Gesetz handelt, das von den Ländern im 
Aufträge des Bundes ausgeführt wird. 

Zu Artikel II: 

Die in Artikel I Nrn. 1 — 4 auf geführten Än- 
derungen des Bundeswahlgesetzes sollen erst 
für die Zukunft gelten. Die in Artikel I Nr. 5 
vorgesehene Kostenregelung soll bereits die 
Bundestagswahl vom Jahre 1949 und die 
schon durchgeführten Nachwahlen erfassen. 
Da aber nach dem Wortlaut des neu einge- 
fügten § 23 a auf die bereits „entstandenen* 
Kosten der Wahl Bezug genommen ist, ge- 
nügt es auch hier, das Gesetz am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft treten zu lassen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wahl- 
gesetzes zum ersten Bundestag und zur ersten Bundesversammlung der Bundesrepublik 

Deutschland vom 15. Juni 1949 


Dem Gesetzentwurf wird in Artikel I Zif- 
fern 1 bis 4 zugestimmt. Dem in Artikel I 
Ziffer 5 vorgesehenen § 23 a kann nur inso- 
weit zugestimmt werden, als es sich um die 
Kosten für Nachwahlen im Sinne des § 15 
des Wahlgesetzes handelt. Es wird folgende 
Fassung des § 23 a und dementsprechend 
auch des Artikels II für geboten erachtet: 

4 23 a 

(1) Die Durchführung der Nach- 
wahlen ist Aufgabe des Bundes; die bei 
der Durchführung der Nachwahlen mit- 
wirkenden Dienststellen der Länder und 
Gemeinden (Gemeindeverbände) han- 
deln insoweit unmittelbar für den Bund. 

(2) Der Bund trägt die Kosten der 
Nachwahlen. Für jede Nachwahl erstattet 
der Bund den Ländern, zugleich für ihre 
Gemeinden (GemeindeverSände), einen 
festen, nach der Zahl der Wahlberechtig- 
ten bemessenen Betrag, der vom Bun- 
desminister des Innern mit Zustimmung 
des Bundesrates festgesetzt wird. 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Die Vorschriften 
des § 23 a finden auch auf die bereits 
durchgeführten Nachwahlen »Anwen- 
dung.“ 

Begründung: 

Die Änderungen der Bestimmungen über 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit sind 
teils aus verfassungsrechtlichen Gründen, teils 
deshalb notwendig, weil sie den veränderten 


Verhältnissen Rechnung* tragen. Der Begrün- 
dung des Gesetzentwurfes ist insoweit zuzu- 
stimmen. 

Die Kosten der Wahl, über die das Bundes- 
wahlgesetz keine Bestimmung enthält, mußten 
mangels einer gesetzlichen Regelung bisher 
von den Ländern und nach Maßgabe der 
Landesgesetze von den Gemeinden getragen 
werden. Diese Regelung war für die erst- 
malige allgemeine Wahl zum Bundestag im 
Jahre 1949 deshalb berechtigt, weil zu dieser 
Zeit der Bund noch nicht konstituiert war, 
infolgedessen noch keine eigenen Einnahmen 
hatte und die gesamten Vorbereitungskosten 
für die Konstituierung der Bundesorgane den 
Ländern zur Last fallen mußten. 

Für die Zeit nach der Konstituierung der 
Bundesorgane, also für die Nachwahlen, gilt 
folgendes: 

Eine Bundestagswahl und die vorangehende 
und nachfolgende Tätigkeit der eigens dazu 
eingesetzten Wahlorgane stellen einen ein- 
heitlichen Organisationsakt des Bundes dar. 
Die Wahlorgane und die mitwirkenden Lan- 
des- und Kommunalbehörden üben dabei un- 
mittelbar Hoheitsbefugnisse des Bundes aus. 
Es handelt sich um eine im Grundgesetz nicht 
ausdrücklich erwähnte staatliche Aufgabe, als 
deren Träger aus der Natur der Sache heraus 
nur der Bund in Betracht kommen kann; 
daraus folgt, daß die Kosten der Durchfüh- 
rung dieser Aufgabe in vollem Umfange vom 
Bund zu tragen sind. Soweit diese Kosten in 
der Ebene der Länder und Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) entstehen, sieht der Gesetz- 
entwurf aus Gründen der Verwaltungs Ver- 
einfachung eine Pauschalerstattung der 
Kosten vor. 
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